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A m 9. November 1918 ist für 
Deutschland nicht nur das bis 
dahin unvergleichliche und 

verhasste Kriegsgemetzel beendet, 
sondern auch die Monarchie als 
Staatsform. Wilhelm II. hat sich be-
reits nach Holland abgesetzt, auf 
den Straßen herrscht die Novem-
ber-Revolution und vom Balkon 
des Reichstagsgebäudes prokla-
miert gegen 14 Uhr der Sozialde-
mokrat Philipp Scheidemann die 
Republik: Der „Mili tarismus ist er-
ledigt. Das Alte und Morsche, die 
Monarchie ist zusammengebro-
chen! Es lebe das Neue; es lebe die 
deutsche Re publik!“ 

Die unmittelbare Nachkriegszeit 
ist für die deutsche Medizin we-
sentlich durch die Herausforderun-
gen der ungeheuren kriegsbeding-
ten Gesundheitsschäden bestimmt. 
Von den sich hieraus ergebenden 
Aufgaben standen unmittelbare Re-
gelungsbedürfnisse im Hinblick 
auf die Demobilisierung, die Seu-
chenbekämpfung, Ernährungsfra-
gen oder auf Probleme der sozialen 
Sicherung und der Invalidenfürsor-
ge im Vordergrund. All diesen He-
rausforderungen hatte sich zunächst 
der „Rat der Volksbeauftragten“ (1) 
der ersten provisorischen Not -
verwaltung der jungen Republik zu 

stellen, bis sich das neue Reich selbst 
ab August 1919 den Aufgaben der 
Gesundheitsfürsorge widmen konn-
te. Die Lage der von Kriegsfolgen, 
Sozialmisere und Krankheit getrof-
fenen deutschen Bevölkerung war 
katastrophal (2).

Diagnose „Fettschwund“
Als dramatisch erwies sich beson-
ders in der letzten Kriegsphase 
und in der Revolutionszeit die Er-
nährungssituation. Seit 1915 hatte 
de facto eine verschärfte Han -
delskontrolle zur See durch die 
britische Marine bestanden. Die-
ses Embargo wurde während des 
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Kranke, Krüppel, Hungertote
Nach Ende des Ersten Weltkriegs am 9. November 1918 flutete ein Millionenheer von Soldaten 
aus allen Front- und Besatzungsgebieten in die Heimat zurück – mit ihm fast unüberschaubare 
 gesundheitliche und soziale Probleme.
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Krieges bis zur Blockade sämtli-
cher Einfuhrwaren eskaliert und 
noch bis März 1919 aufrechterhal-
ten. Dieser Schlag traf schwer, 
denn Deutschland war schon vor 
dem Krieg von ausländischen 
 Lebensmittellieferungen abhängig 
gewesen und hatte versäumt, Vor-
räte anzulegen. Tatsächlich war 
aber nicht nur die Blockade, son-
dern vor allem die ineffektive Po-
litik des Kriegsernährungsamtes 
für die Verschärfung der Ernäh-
rungsnotlage verantwortlich. Wu-
chern, Horten, Hamstern waren  
ihr entglitten. Unmittelbar vor 
Kriegsende hatte die alte Re -
gierung versucht, die kriegsmü-
de Bevölkerung noch einmal ge-
gen die Feinde aufzustacheln. Mit 
Be griffen wie „Hungerblockade“ 
oder „Aushungerungstaktik unse-
rer Feinde“ wollte man den feind-
lichen Staaten selbst in den Nach-
kriegsjahren noch die Alleinver-
antwortlichkeit für die Not in der 
Bevölkerung zuschreiben. Die 
Zahl der Hungeropfer, die man in 
allen offiziellen Verlautbarungen 
und in den Friedensverhandlungen 
– bis hinein in die Nachkriegsge-
schichtsschreibung – immer bei 
etwa 750 000 veranschlagt hatte, 
geriet zum Instrument der Propa-
ganda. Detaillierte Analysen des 
vom Statistischen Reichsamt er-
mittelten Zahlenmaterials unter 
umfassender Berücksichtigung al-
ler verfügbaren Daten ließen je-
doch nach Abzug der influenzabe-
dingten Übersterblichkeit des letz-
ten Kriegsjahres den Schluss zu, 
dass die Gesamtzahl der zivilen 
Hungertoten de facto bei „nur“ et-
wa 424 000 lag. Zur Ermittlung 
der Zahlen hatte das Reichsamt 
des Inneren eine „Freie wissen-
schaftliche Kommission zum Stu -
dium der jetzigen Ernährungsver-
hältnisse in Deutschland“ gebil-
det, die am 27. Dezember 1918 ih-
ren bedrückenden Bericht vorleg-
te. Er wies als Hauptfolgen der 
Hungerblockade auf die „Vermeh-
rung der Sterblichkeit besonders 
im Kindesalter und den höheren 
Altersstufen, verursacht vor allem 
durch die geringe Widerstandsfä-
higkeit gegen Infektionskrankhei-
ten“ und die dadurch erheblich 

vermehrte Sterblichkeit, die von 
einer Zunahme dieser Krankhei-
ten, aber auch durch Darmkrank-
heiten und „Fettschwund“, hervor-
gerufen worden sei. 

Ziel solcher Propaganda war, 
vor allem die USA zu Lebensmit-
teleinfuhren zu veranlassen. Hin-
sichtlich der sich gegen Kriegsende 
drastisch zuspitzenden Ernährungs-
lage versuchte der Rat der Volks -
beauftragten aber auch, über die 
 Neubesetzung und gestraffte Um-
organisation des Kriegsernährungs-
amtes Abhilfe zu schaffen. Ansätze 

hierzu konnten auch tatsächlich unter 
Leitung des Sozialdemokraten Ema-
nuel Wurm (1857–1920) realisiert 
werden. Wurm fungierte bis zum 13. 
Februar 1919 noch als Staatssekretär 
des Kriegsernährungsamtes, danach 
als erster Reichsernährungsminister. 
Die Hungerproblematik insgesamt 
sollte die Politik der Reichsregierun-
gen noch bis in die Mitte der 1920er- 
Jahre begleiten (3).

Im Land der „Kriegskrüppel“
Der Erste Weltkrieg hinterließ ein 
Heer von kriegsversehrten Invali-
den, die das Straßenbild Deutsch-
lands über Jahrzehnte prägten (4). 
Auch hier war die Bilanz des Ers-
ten Weltkrieges bedrückend. So 
bezifferte der Sanitätsbericht über 
das Deutsche Heer 1934 die An-
zahl der durch Verwundung, Un-
fall, Selbstmord und Krankheit 
zwischen dem 2. August 1914 und 
dem 31. Juli 1918 verstorbenen 
Soldaten auf 1 202 042; dieser 
Zahl, die nach Abbruch der Trup-
penkrankenrapporte im Juli 1918 
bis zum Kriegsende noch erheblich 
anwuchs, stand für den gleichen 
Berichtszeitraum die der insgesamt 
702 778 aus dem Heer als „dienst-
unbrauchbar“ Entlassenen gegen-
über. Von der Gesamtzahl der 
„Dienstunbrauchbaren“ mit Ver-
sorgung wiederum waren 89 760 
als „Verstümmelte“ mit Ansprü-

chen auf eine „Verstümmelungszu-
lage“ anerkannt. Zu jener Gruppe 
gehörte der überwiegende Teil der 
schwer- und schwerstbeschädigten 
Kriegsinvaliden der Nachkriegs-
zeit. Hinter dem Begriff „Verstüm-
melte“ verbargen sich 15 503 Arm- 
und 24 145 Beinamputierte und 
34 972, deren Funktionsstörung der 
Extremitäten Amputationen gleich-
kamen. Ihre Sprache hatten 230 
verloren, ihr Gehör auf beiden Oh-
ren 1 058, das Augenlicht die über-
wiegend Gasblinden 4 853 (da-
von beidseitig 1 445) (5). Als geis-

teskrank mit Versorgungsansprü-
chen wurden 3 955 und „wegen 
schwerer Gesundheitsstörungen“ 
mit Pflege- und Wartungsbedürf-
tigkeit weitere 5 034 Soldaten ent-
lassen. 

Es gibt gute Gründe, diese „offi-
ziellen“ Zahlen von 1934 als ge-
schönt anzuzweifeln. Realistischere 
Hochrechnungen gehen von etwa 
2,7 Millionen dauernd kriegsbe-
schädigter Soldaten aus, was etwa 
11 Prozent der insgesamt 24,3 Mil-
lionen verletzter und schwerver-
letzter Soldaten entsprechen würde. 
Zu versorgen waren mindestens 
533 000 Kriegswitwen und etwa 
1,2 Millionen Kriegswaisen. Ent-
standen war so aus dem Krieg ein 
unermessliches Elend und Leid 
weit über den Kreis der unmittelbar 
Betroffenen hinaus, das die soziale 
Landschaft der Weimarer Republik 
hindurch bis in die NS-Diktatur 
prägen sollte. Bereits in den ersten 
Kriegsmonaten hatte sich abge-
zeichnet, mit welch hohen Invali-
denzahlen bei einer Fortdauer des 
Krieges zu rechnen sein würde. Die 
Schwerbehinderten-Problematik, die 
als nachhaltiges Gesundheitsthe-
ma zwar nicht auf der akuten Re -
gelungsagenda des Rates der Volks-
beauftragten stand, aber aufgrund 
des hohen Politisierungsgrades der 
Kriegsversehrten dringend ange-
gangen werden musste, griff die 

„Männer und Frauen! Soldaten und Matrosen!  
Das höchste Gut des Volkes ist seine Gesundheit.“Aus einem Aufruf des Vollzugsrates der Arbeiter- und Soldatenräte an die Moral der Soldaten  

vom 18. November 1918 
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weitreichende Verordnung über die 
Beschäftigung Schwerbeschädigter 
vom 9. Januar 1919 auf. In ihr 
 wurde erstmals festgelegt, dass auf 
je 100 nichtbeschädigte Arbeitneh-
mer, Angestellte oder Beamte min-
destens ein Schwerbeschädigter 
einzustellen sei. Daneben erweiterte 
sie den Kündigungsschutz und re-
gelte Fragen der So zialfürsorge. 
Hierzu wurden vom Reichsarbeits-
amt in Abstimmung mit der Re -
volutionsregierung am 8. Februar 
1919 auf dem Verordnungswege ein 
„Reichsausschuß der Kriegsbeschä-
digten- und Kriegshinterbliebenen-
fürsorge“ und besondere Fürsorge-
stellen bis auf die untere kommunale 
Ebene geschaffen und angeordnet.

Keine schweren Epidemien
Während es sich bei der Kriegs -
invalidenfrage in den Jahrzehnten 
nach dem Weltkrieg um eine 
 chronische Problematik handelte, 
standen bedingt durch das zurück-
flutende Millionenheer deutscher 
Soldaten, viele von ihnen infek -
tionskrank, akute Probleme im 
Raum. Ob das Reich allerdings 
durch eine Seuchenwelle bedroht 
wurde, darf wohl bezweifelt wer-

den. Die einzige tatsächliche „Seu-
che“ im klassischen Sinne war die 
im November 1918 bereits abflau-
ende Influenzaepidemie („Spani-
sche Grippe“) (6, 7). An ihr starben 
im letzten Kriegsjahr weltweit 
mehr als 40 Millionen, in Deutsch-
land allein etwa 300 500 Men-
schen. Immerhin, gerade in den 
letzten Kriegsjahren hatten sich die 
Ernährungs- und Unterbringungs-
verhältnisse der Soldaten so dra -
matisch verschlechtert, dass die 
 Tuberkulosezahlen auch bei den 
Feldgrauen in die Höhe geschnellt 
waren. Unterernährung und der 
nasse Grabenkrieg wirkten sich 
aus. Syphilis war während des gan-
zen Krieges bereits zwischen der 
Heimat und den Fronten hin und 
her transportiert worden, sodass 
längst nicht mehr klar war, ob die 
Männer ihren Frauen zu Hause die 
Krankheiten aus den Etappenbor-
dellen gebracht oder ob sie sich 
 Syphilis, Tripper und Schanker an-
gesichts steigender Versorgungs-
prostitution von ihren eigenen 
Frauen zugezogen hatten. Von 
schweren Epidemien, der Cholera 
gar, konnte keine Rede sein. Hier 
hätte auch das Reichsseuchenge-

setz von 1900 hinreichend wirksame 
Maßnahmen ermöglicht. Was Tau-
sende Soldaten aus Südosteuropa 
und Vorderasien als parasitäres Sou-
venir mit in die Heimat brachten, 
war nicht ansteckend, jedoch chinin-
pflichtig, die Malaria. Doch Chinin 
gab es 1918 schon lange nicht mehr 
im Reich. Besonderes Augenmerk 
galt auch dem Fleckfieber, dessen 
Einschleppung man insbesondere 
von „Rückwanderern“ aus Ober-Ost 
und Migrationsbewegungen Deut-
scher aus Ost- und Südosteuropa bis 
hin zur Wolga befürchtete, – unbe-
gründet, wie sich zeigte. 

Fürsorge statt Polizei
So konzentrierte sich der Rat 
schließlich vor allem auf die Frage 
der Geschlechtskrankheiten, die in 
der Verordnung über die Fürsorge 
für geschlechtskranke Heeresange-
hörige vom 17. Dezember 1918 ge-
regelt wurde, Meldepflichten und 
Strafen vorsah und zur Vorgänger-
verordnung des Gesetzes zur Be-
kämpfung der Geschlechtskrank-
heiten vom 18. Februar 1927 wur-
de. Bereits in seinem Aufruf vom 
18. November 1918 hatte der Voll-
zugsrat der Arbeiter- und Soldaten-

Rückkehrende 
Truppen mit 
 Kriegskranken - 
schwestern, Berlin 
im Dezember 1918
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räte an die Moral der Soldaten ap-
pelliert: „Männer und Frauen! Sol-
daten und Matrosen! Das höchste 
Gut des Volkes ist seine Gesund-
heit. Der Volksgesundheit droht 
schwerste Gefahr, wenn bei der 
schnellen Demobilmachung Seu-
chen und sonstige Krankheiten auf-
treten oder gar sich häufen. Diese 
ungeheure Gefahr muß abgewen-
det werden. Jeder Soldat, bei dem 
der Verdacht einer ansteckenden 
Krankheit besteht, suche sofort ei-
nen Arzt oder das Lazarett auf und 
verbleibe so lange in der Behand-
lung, bis der Arzt ihm sagt, daß sein 
Leiden nicht mehr ansteckend ist. 
Die bewährten Maßnahmen der 
Heeresleitung sind aufs peinlichste 
zu befolgen. Wer verlaust ist, sorge 
für schleunige Entlausung. Anste-
ckende Krankheiten sind beson-
ders: Fleckfieber, Ruhr, Cholera, 
Typhus, Diphtherie und die Ge-
schlechtskrankheiten. Wer sich nicht 
in Behandlung begibt, oder das La-
zarett vorzeitig verläßt, versündigt 
sich schwer“ (8). 

Diesem verzweifelten Aufruf 
folgte am 20. November 1918 eine 
Verordnung über Verhütung von 
Seuchen, die im Reichsamt für die 
wirtschaftliche Demobilmachung 
vorbereitet worden war. Aufruf 
und Verordnung waren die ersten 
seuchenpolitischen Maßnahmen der 
Revolution. Aber sie enthielten 
keinerlei Zwangsmaßnahmen, son-
dern argumentierten stattdessen 
noch ganz mit den alten Ordnungs- 
und Wertvorstellungen. Bemerkens-
wert sind aber auch die Ausfüh-
rungsmaßnahmen, die zeitgleich 
im Reichsamt für die wirtschaftli-
che Demobilmachung diskutiert 
wurden. Zu ihnen gehörte unter an-
derem auch der Vorschlag zur 
möglichst umgehenden „Entwick-
lung von Fürsorge- und Beratungs-
stellen für arbeitslose, obdachlose 
oder vorübergehend in wirtschaft-
licher Not befindliche Frauen“, 
um auf diese Weise der für viele 
Frauen aus sozialer Not zwingend 
gewordenen Erwerbsprostitution 
Einhalt zu gebieten, „ausgedehnte 
Straßenaufsicht durch Fürsorge, 
nicht [!] Polizeiorgane“, „strengs-
te Schutzmaßnahmen gegen Ver-
kuppelung und Verführung“. Un-

verkennbar ist, dass sich hinter 
 solchen Ideen sozialhygienische 
Vorstellungen verbargen. Und tat-
sächlich gehörten zu den medizini-
schen Beratern des Amtes der 
 sozialdemokratische Arzt, Sozial-
hygieniker und Geschlechtskrank-
heiten-Spezialist Alfred Blaschko 
(1858– 1922) und die Ärztin und 
Sozialhygienikerin Marie Kauf-
mann-Wolf (1877–1922). 

Gefahr des sittlichen Verfalls
Interessant ist auch der Schwenk 
von der Hunger- zur Seuchenpro-
blematik, den das Reichsamt für 
die wirtschaftliche Demobilma-
chung in der Begründung der Ver-
ordnung vollzog. Er signalisierte 
schon früh einen Diskurswechsel, 
der in den kommenden Jahren, 
trotz fortbestehender Hungerpro-
blematik, die präventive Medizi-
nalpolitik prägte. Daneben wurden 
aber auch Sorgen vor einem „sittli-
chen Verfall“ durch übergriffige 
Soldaten deutlich, der die Sicher-
heit insbesondere junger Frauen 
und Mädchen akut gefährde.

„In einer Zeit, […] wo die Solda-
ten aus Front und Etappe in die Hei-
mat zurückfluten, erschüttert keine 
Gefahr (nicht Hunger, noch Ar-

beitslosigkeit, noch Verbrechen an 
Menschen und Sachgütern) die Zu-
kunft unseres Volkes, lebende und 
kommende Generationen, so tief 
wie Verseuchung und sitt licher Ver-
fall. […] Während des Krieges 
standen eine Reihe von Gen.-Kdos 
[General-Kommandos] auf dem 
Standpunkt, daß zur  Hebung der 
Stimmung unter den Soldaten la-
xeste Behandlung der notwendigs-
ten sittlichen und hygienischen For-
derungen statthaft sei. Dieser Auf-
fassung kann nicht scharf genug 
entgegengetreten werden.“ (9).

Vorrangziel Demobilmachung
Innovativ war die Verordnung über 
Verhütung von Seuchen vom 20. 
November nicht. Bereits während 
des Krieges hatte die Aufmerksam-
keit der Militärbehörden immer 
wieder der möglichen Einschlep-
pung von Seuchen im Allgemeinen 
und von Fleckfieber und Syphilis 
im Besonderen gegolten. Dabei war 
der Blick vom ersten Kriegstag an 
vor allem nach Osten gerichtet. 
Man war sich allerdings darüber 
im Klaren, dass eine Eindämmung 
der Geschlechtskrankheiten in der 
Kriegszeit „bei der gesteigerten Ge-
schlechtsneigung kräftiger Männer, 
wie Soldaten, dem Arbeitsmangel 
breiter einheimischer Volksschich-
ten […] und der damit einhergehen-
den Not, die viele Frauen und Mäd-
chen auf die Straße treibt“, nur 
 bedingt möglich sein würde. 

Am 21. August 1918 war schließ-
lich der „Entwurf eines Gesetzes 
über die Zurückhaltung beim Heere 
wegen übertragbarer Krankheiten“ 
verabschiedungsreif. Das Gesetz 
sollte nicht mehr zur Verabschie-
dung kommen, und an eine „Zu-
rückhaltung“ von Heeresangehöri-
gen „wider ihren Willen“ war in der 
Phase der nun erzwungenen und 
nur mit größten Schwierigkeiten 
abzuwickelnden Demobilmachung 
gar nicht mehr zu denken.

Prof. em. Dr. med. Wolfgang U. Eckart, 
Institut für Geschichte und Ethik der Medizin

Im Neuenheimer Feld 327 
69120 Heidelberg

Rotkreuz-Schwes-
ter füttert Kriegs -
invaliden
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